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Alle Eltern - unabhängig von der Herkunft - haben dieselben gesetzlichen Pflichten und Verantwortlichkeiten für die 
Zusammenarbeit mit der Schule. Elternhaus und Schule müssen sich gemeinsam für die Integration und den 
Schulerfolg aller Kinder engagieren, um durch eine positive, lösungsorientierte Zusammenarbeit deren Potenzial zu 
realisieren und Chancengerechtigkeit für Kinder mit Migrationshintergrund zu verwirklichen. Zudem helfen 
Absichtserklärungen zur Zusammenarbeit zwischen der Schule und Eltern, die jeweiligen Rollen und Erwartungen 
zu klären. 

Wissenschaftlich belegt ist, dass der Bildungserfolg von Schulkindern stark von ihrem sozialen Status und ihrer 
Herkunft abhängt. Daher kommt der Zusammenarbeit zwischen Schule und Elternhaus grosse Bedeutung zu. 
Fehlende Ressourcen und sonstige Belastungen erschweren es Eltern wie Lehrpersonen trotz guter Absichten, die 
gemeinsamen Ziele zu verfolgen. 

Ein Zusammenschluss von Mandatstragenden mit Migrationshintergrund auf kommunaler, kantonaler und 
nationaler Ebene unter dem Namen "Stimme der gewählten Migrant/innen für alle", sowie Partnerorganisationen 
haben eine Mustervorlage für Absichtserklärungen zwischen Schule und Eltern als Förderinstrument entwickelt, um 
den Dialog und das Engagement zu stärken. Eine solche Absichtserklärung definiert die Rolle bzw. Ziele der 
Schule in Bereichen wie Frühförderung, Elterninformationen, Partizipation, Lernunterstützung, interkulturelle 
Kompetenzen, Mehrsprachigkeit, soziale Durchmischung der Klassen, Durchlässigkeit der Bildungswege und 
Unterstützung bei der Berufswahl und Lehrstellensuche. Sie definiert auch die Rolle bzw. Ziele der Eltern in 
Bereichen wie förderliche Lernbedingungen (genügend Schlaf, gesunde Ernährung, TV-Konsum), Engagement für 
die Schule, ausserschulisches Lernen, soziale Entwicklung, Gesundheitsförderung, Kenntnisse des Schweizer 
Bildungssystems, Spracherwerb und Teilnahme an Elternanlässen. 

Die Anzugstellenden verlangen deshalb ein Förderprogramm für Absichtserklärungen zwischen Schulen und 
Eltern, das z.B. folgende Massnahmen umfasst: 

1. Bestandsaufnahme: Welche Vereinbarungen zwischen Schule und Eltern gibt es bereits? 

2. Prüfung der Musterabsichtserklärung der "Stimme der gewählten Migrant/innen für alle" und Prüfung einer 
Umsetzung an Pilotschulen 

3. Beratungs-, Begleitungs- bzw. Weiterbildungsangebote für interessierte Schulen und EIternorganisationen. 

Sie bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, 

- ob und wie Schulleitungen und Elternorganisationen bei der Entwicklung und Umsetzung von 
Absichtserklärungen der vorgeschlagenen Art unterstützt werden können, 

- ob die Musterabsichtserklärungen der "Stimme der gewählten Migrant/innen für alle" im Kanton Basel-Stadt 
für solche Vereinbarungen als Vorlage oder als Pilot verwendet werden können 

- ob mit diesen Absichtserklärungen ein erweiterter Rahmen im Umgang mit Konfliktsituationen geschaffen 
werden kann 

- ob und wie diese Form der Unterstützung in bereits bestehende und funktionierende 
lntegrationsmassnahmen integriert werden kann. 
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